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1
Einführung

Die materiellen Existenzgrundlagen der
meisten Kinder bzw. Jugendlichen und
ihrer Familien scheinen hierzulande gesi-
chert zu sein. Berichte über „Konsumkin-
der“, die mit Markenprodukten von Nike
und Nokia aufwachsen (Unverzagt/Hurrel-
mann 2001), sind nicht aus der Luft gegrif-
fen. Solche Darstellungen wären jedoch
unvollständig und verschleiernd, würden
sie nicht durch Schilderungen von Unter-
versorgung, Knappheit, Elend, Entbehrun-
gen und Einschränkungen ergänzt. Immer-
hin wuchsen 1997 mehr als die Hälfte der
Kinder in Deutschland bis zu 15 Jahren un-
ter prekären Wohlstandsbedingungen auf,
was darauf hindeutet, dass die soziale Pola-
risierung mit der Gesellschaft auch ihren
Nachwuchs in verschiedene Lager teilt
(Krause/Habich 2000, S. 325).

Freilich ist (Kinder-)Armut nicht nur
mit dem Wohlstandsniveau einer Gesell-
schaft in Korrelation zu setzen, sondern
auch mit der Situation vergleichbarer
Gruppen in anderen Ländern, will man die
Ursachen dafür ergründen und sozialpoli-
tische Alternativen entwickeln. Dies soll im
Folgenden geschehen, wobei einschrän-
kend auf die schwierige Quellen- und Lite-
raturlage hinzuweisen ist. Schon die Tat-
sache, dass es im deutschsprachigen Raum
bisher praktisch nur eine Reihe mehr oder
weniger niveauvoller Sammelbände zum
Thema „Kinderarmut“ gibt, belegt den im-
mensen Nachholbedarf an empirischer
Forschung auf diesem Gebiet.

Böckler Stiftung, dem DGB und dem Pa-
ritätischen Wohlfahrtsverband in Auftrag
gegebenen Armutsbericht müssen ca. 2
Millionen Kinder bis zu 15 Jahren, d.h.
mehr als 14 % dieser Altersgruppe, als arm
gelten (Hanesch u.a. 2000, S. 81 ff.).

Hinsichtlich der Lebenslage, Teilnah-
medefizite und psychischen Belastungen
junger Menschen beobachtet Andreas
Klocke eine „Kumulation und Verstetigung
von einerseits negativen und andererseits
positiven Lebenssituationen“ (Klocke
2001a, S. 278 f.). Er prognostiziert für Eu-
ropa eine weitere Verschärfung der sozialen
Ungleichheit im Kindes- bzw. Jugendalter
und spricht von der Möglichkeit zur Aus-
bildung einer „sozialen Unterschicht“ (un-
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Im vorliegenden Beitrag geht es um das Problem vermehrt in Armut aufwachsender Kinder und Jugendlicher. Dabei werden Erschei-
nungsformen und Ursachen von Kinderarmut in Deutschland vor dem Hintergrund der Globalisierung mit anderen – zumeist eu-
ropäischen – Staaten verglichen. Anhand des Vergleichs von Ausmaß und Qualität der besonders betroffenen Risikogruppen untersu-
chen wir die Wirkung sozial benachteiligter Lebenslagen auf Kinder und ihre Familien. Die sich teils ähnelnden, teils jedoch massiv dif-
ferierenden Folgen hinsichtlich der Zukunftschancen armer Kinder und Jugendlicher dienen als Folie für die abschließende Frage, wel-
che arbeitsmarkt-, familien- und sozialpolitischen Maßnahmen gegen (Kinder-)Armut in der Bundesrepublik ergriffen werden sollten.

2
Ausmaß, Struktur und
Erscheinungsformen der
Kinderarmut in Europa

Kinderarmut ist ein globales Phänomen,
das – in unterschiedlichen Erscheinungs-
formen – auf allen Erdteilen vorkommt
(vgl. dazu: Holm/Schulz 2002). Auf unse-
rem Kontinent trifft sie den Osten beson-
ders hart: Man geht davon aus, dass es al-
lein in den Nachfolgestaaten der Sowjet-
union ca. 50 Millionen arme Kinder gibt
(de Sebastián 2001, S. 583). Aber das Prob-
lem beschränkt sich keinesfalls auf die 
ost- und mitteleuropäischen Transforma-
tionsgesellschaften, lässt sich vielmehr zu-
nehmend auch in den wohlhabendsten
Ländern des Westens feststellen.

Im ersten Armuts- und Reichtumsbe-
richt der Bundesregierung wird eindrucks-
voll dokumentiert, welches Ausmaß die so-
ziale Ungleichheit in Deutschland ange-
nommen hat. Während es einer großen
Mehrheit der Bevölkerung immer noch gut
oder sogar sehr gut geht, wächst die Anzahl
derer, die in relativer Armut, Unsicherheit
und Existenzangst leben. Am unteren Ende
der Wohlstandsskala befinden sich über-
durchschnittlich viele Kinder und Jugend-
liche. Ein extrem hohes Armutsrisiko tra-
gen junge Menschen, die in „unvollständi-
gen“ und/oder kinderreichen Familien auf-
wachsen. Ende 1998 bezogen insgesamt 1,1
Millionen Kinder unter 18 Jahren laufende
Hilfe zum Lebensunterhalt: „Die Sozialhil-
fequote von Kindern ist damit fast doppelt
so hoch wie im Bevölkerungsdurchschnitt“
(BMA 2001, S. 78). Nach dem von der Hans
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derclass) junger Erwachsener, wie man sie
bisher nur aus den USA kenne, mit ähnli-
chen Gefahren ihrer Entfremdung von den
konsensualen Normen (Klocke 2001a, S.
287).

Glaubt man dem Europäischen Sozial-
report 2001, sind durchschnittlich 21 % al-
ler Kinder in den EU-Mitgliedstaaten arm.
Außer in Dänemark liegen die Armutsquo-
ten von Kindern überall höher als diejeni-
gen der zum Vergleich herangezogenen
mittleren Altersgruppen. Die Armutsquote
der Kinder in Alleinerziehendenhaushalten
ist mit über 45 % relativ hoch: „Eines von
neun Kindern (arme und nichtarme) lebt
mit nur einem Elternteil. 23 % der armen
Kinder leben in einem Alleinerziehenden-
haushalt“ (Europäische Kommission 2001,
S. 49).

Für das Jahr 2000 konstatiert die Kin-
derhilfsorganisation UNICEF in einer in-
ternational angelegten Studie, dass etwa 47
Millionen Kinder in 23 entwickelten In-
dustriestaaten, den reichsten Nationen der
Erde, als arm einzustufen sind. Entspre-
chend der EU-Armutsdefintion wächst
durchschnittlich jedes sechste Kind in einer
Familie auf, die mit weniger als 50 % 
des Durchnittseinkommens auskommen
muss. Dabei variieren jedoch die auf
Basis der „Luxemburg Income Study“ er-
mittelten Werte von Kinderarmut zwischen
2,6 % aller Kinder in Schweden, 5,1 % in
Dänemark, 7,7 % in den Niederlanden,
7,9 % in Frankreich, 19,8 % in Großbritan-
nien und 22,4 % in den USA (UNICEF
2000, S. 2 ff.). Für die Bundesrepublik
machte UNICEF Mitte der 90er Jahre 
10,7 % Kinderarmut aus. Der gegenüber
deutschen Untersuchungen niedrigere Pro-
zentanteil rührt daher, dass nationale Sta-
tistiken auf eine international vergleich-
bare Berechnungsgrundlage umgestellt
wurden, wobei der Bedarf einzelner Fami-
lienmitglieder, wie der Kinder, niedriger
gewichtet wurde als in der Bundesrepublik
üblich (UNICEF 2000, S. 4 ff.). Die ge-
nannte UNICEF-Studie kommt zu dem Er-
gebnis, dass Kinder mit alleinerziehenden
Eltern viel häufiger von Armut betroffen
sind als Kinder aus sog. vollständigen Fa-
milien. Dabei ist ihr Armutsrisiko in Tsche-
chien, Deutschland und Luxemburg 8-mal,
in Norwegen und Kanada 6-mal und in
Australien, Belgien, Dänemark, Frankreich
und Schweden 4-mal so hoch, obwohl z.B.
in Schweden prozentual die meisten Kinder
mit nur einem Elternteil zusammenleben
(21,3 %; UNICEF 2000, S. 11).

Entgegen der nahe liegenden Vermu-
tung, dass die Armut von Kindern auf der
elterlichen bzw. auf der väterlichen (Lang-
zeit-)Arbeitslosigkeit beruht (Schönig
2000), sind deren Auswirkungen in Bezug
auf die Lebenslagen von Kindern sehr ver-
schieden: So beträgt die Kinderarmuts-
quote in den USA bei (offiziell registrier-
ten) 5 % Arbeitslosigkeit 22,4 %, während
in Finnland trotz einer sehr viel höheren
Arbeitslosenquote (von 16 %) nur 6,9 %
der Kinder als arm zu bezeichnen sind.
Auch steht Kinderarmut im Zusammen-
hang mit einem Niedrigeinkommenssek-
tor, der etwa in den Vereinigten Staaten
sehr breit ist. Arbeitslosenquoten und
Alleinerziehendenstatus müssen folglich
im Kontext der Verteilungsrelationen und
sozialpolitischen (Gegen-)Maßnahmen
betrachtet werden.

Typologisierend kann man zwischen
drei Erscheinungsfeldern der gegenwärti-
gen Kinderarmut differenzieren. In der sog.
Dritten bzw. Vierten Welt sind dafür
Unterentwicklung, Not und Elend des be-
treffenden Landes selbst verantwortlich.
„Kinderarmut ist dort hoch, weil die Hälf-
te der Bevölkerung (oder mehr) jünger als
20 Jahre ist. Daneben gibt es auch hohe
Kinderarmut, wenn – wie etwa in Brasilien
– die Gesellschaft hochgradig polarisiert ist
und die Armen viele Kinder haben“ (Bei-
senherz 2002, S. 53). In den USA, Großbri-
tannien und den osteuropäischen Trans-
formationsstaaten dominiert eine andere
Form der Kinderarmut, die H. Gerhard Bei-
senherz zufolge wesentlich darauf beruht,
dass die familiale Reproduktion gestört ist
und das Aufwachsen immer seltener in
einer „kompletten“ Familie stattfindet.
Solche Lebensgemeinschaften verfügen al-
lerdings in der Regel nicht über genügend
materielle Ressourcen:„Kinder wachsen al-
leine mit ihren Müttern und Geschwistern
auf; Väter sind entweder nicht vorhanden
oder kümmern sich nicht um die Kinder,
und die Mütter verdienen allenfalls im
Niedriglohnsektor“ (Beisenherz 2002, S. 53
f.). Schließlich gibt es Kinderarmut noch in
den kontinentaleuropäischen Gesellschaf-
ten, die einen hoch entwickelten Wohl-
fahrtsstaat haben. Sie verbinde sich auch
dort mit derjenigen „unvollständiger“ Fa-
milien; ihre eigentliche Ursache sei aber die
Besonderheit des Arbeitsmarktes, Erwerbs-
losigkeit bevorzugt nach dem Merkmal
„Mutterschaft“ zu verteilen und Mütter
sonst mit Niedriglohnjobs abzuspeisen:
„Die Armut von Haushalten mit Kindern

beruht dann im Wesentlichen darauf, dass
durchschnittliche Haushaltseinkommen
auf mehr als einem Erwerbseinkommen
beruhen müssen, weil die Reproduktions-
kosten pro Haushalt – sobald er mehr als
eine Person umfasst – mit einem Durch-
schnittseinkommen nicht mehr aufge-
bracht werden können“ (Beisenherz 2002,
S. 54).

3
Die gesellschaftlichen
Ursachen der Kinderarmut

Kinder gelten – im Unterschied zu arbeits-
losen Erwachsenen, Bettlern und Obdach-
losen – als „würdige Arme“. Man schiebt ih-
nen also nicht die Schuld an ihrem harten
Schicksal zu, sondern macht eher die ge-
sellschaftlichen Verhältnisse dafür verant-
wortlich. Die gesellschaftlichen bzw. (sozi-
al)politischen Ursachen für das stark ver-
mehrte Auftreten von Kinderarmut liegen
auf drei Ebenen (Butterwegge 2001, S. 53
ff.; Butterwegge 2002, S. 16 ff.):

(1) Im Bereich der Produktion löst sich das
„Normalarbeitsverhältnis“, von der Kapi-
talseite unter den Stichworten „Globalisie-
rung“, „Deregulierung“ und „Flexibilisie-
rung“ gezielt vorangetrieben, tendenziell
auf. Es wird zwar keineswegs ersetzt, aber
durch eine ständig wachsende Anzahl
prekärer, befristeter, Leih- und (Zwangs-)
Teilzeitarbeitsverhältnisse, die weder ein
ausreichendes Einkommen noch einen
adäquaten arbeits- und sozialrechtlichen
Schutz bieten, in seiner Bedeutung relati-
viert.

(2) Im Bereich der Reproduktion büßt die
„Normalfamilie“, d.h. die beispielsweise
durch das Ehegattensplitting im Einkom-
mensteuerrecht staatlicherseits subventio-
nierte traditionelle Hausfrauenehe mit ein
oder zwei Kindern, in vergleichbarer Weise
an gesellschaftlicher Relevanz ein. Neben
sie treten andere Lebens- und Liebesfor-
men, die zum Teil weniger materielle Si-
cherheit für Kinder gewährleisten (sog.
Ein-Elternteil-Familie, Patchwork-Familie,
gleichgeschlechtliche Partnerschaft usw.).

(3) Hinsichtlich der Entwicklung des
Wohlfahrtsstaates impliziert das neolibera-
le Konzept des Standortwettbewerbs zwi-
schen den „Wirtschaftsstandorten“ einen
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Abbau von sozialen Sicherungselementen
gerade für „weniger Leistungsfähige“, zu
denen allemal Menschen gehören, die
(mehrere) Kinder zu betreuen haben. Kin-
der und Jugendliche sind heute deshalb so
stark von Arbeitslosigkeit und/oder Armut
betroffen, weil das Projekt des „Umbaus“
der Gesellschaft und ihres Sozialstaates auf
Kosten vieler Eltern geht, die weniger Absi-
cherung als die Nachkriegsgenerationen
genießen.

Die gegenwärtige Dramatik der Kinder-
armut wird erst verständlich vor dem Hin-
tergrund einer sich verschärfenden Welt-
marktdynamik. Von der unter dem Schlag-
wort „Globalisierung“ diskutierten Wirt-
schaftsentwicklung ausgehend, sind Armut
und Unterversorgung als Erscheinungen
einer „sozialpolitischen Postmoderne“, die
teilweise mittelalterliche Züge trägt, neu zu
vermessen. Die wirtschaftliche Globalisie-
rung führt keineswegs zur Verallgemeine-
rung (Generalisierung) des materiellen
Wohlstandes. Vielmehr wirkt der Globali-
sierungsprozess im Rahmen einer neolibe-
ralen Standortpolitik als „soziales Scheide-
wasser“, das die Bevölkerung der Bundes-
republik – wie die anderer Länder – in Ge-
winner und VerliererInnen, Letztere aber
wiederum in Marginalisierte (Dauer-
arbeitslose, Deprivierte und Langzeitarme)
einerseits sowie GeringverdienerInnen
(prekär Beschäftigte, Überschuldete und
Kurzzeitarme) andererseits spaltet. Wäh-
rend die Langzeit- und Dauerarbeitslosen
ohne Hoffnung auf Reintegration den
„sozialen Bodensatz“ bilden, verkörpern
die NiedriglohnempfängerInnen, oftmals
ethnischen Minderheiten entstammend,
das „Treibgut“ des Globalisierungsprozes-
ses. Obwohl es hierzulande weder die
Armengettos an den Stadträndern – wie 
in den USA – noch das Phänomen der
Straßenkinder nach südamerikanischem
Muster gibt, machen sich die berufliche
Perspektivlosigkeit und soziale Exklusion
vieler Menschen schon im frühen Kindes-
alter bemerkbar.

Freilich hängen Strukturen und Folgen
von Kinderarmut nicht nur mit solchen
weltwirtschaftlichen Veränderungen bzw.
Verwerfungen zusammen, die alle Länder
einer „Staatenfamilie“ in gleicher Weise
treffen, sondern auch von den jeweils vor-
herrschenden, länderspezifischen familien-
und sozialpolitischen Traditionen, Leitbil-
dern und Wohlfahrtsstaatsmodellen ab
(Kaufmann 2001, S. 8 ff.). Anders ausge-

drückt: Wohlfahrtsregimetypen und der
Umfang an Einkommensarmut im Allge-
meinen sowie von Kinderarmut im Beson-
deren korrelieren miteinander (Hanesch
u.a. 2000, S. 454 ff.). Außerdem gibt es Be-
lege dafür, dass Kinderarmut durch eine
aktive Sozial-, Familien- und Kinderpolitik
vermieden oder abgebaut werden kann
(Klocke 2001a, S. 276). Unter den 15 EU-
Mitgliedsländern weist die Bundesrepublik
bei Kindern von Alleinerziehenden die
höchste Armutsquote auf: „Offensichtlich
greifen in den übrigen Staaten für diese
Gruppe arbeitsorganisatorische Regelun-
gen, finanzpolitische Entlastungen und so-
zialstaatliche Unterstützungssysteme bes-
ser als in der Bundesrepublik“ (Klocke
2001a, S. 277).

Bestätigt wird diese These durch Un-
tersuchungsergebnisse des englischen Ar-
mutsforschers Jonathan Bradshaw. Er ver-
weist auf Kinder aus alleinerziehenden Ein-
Elternteil-Familien in den Niederlanden
und Norwegen, die ohne erwerbstätige Per-
son immer noch niedrigere Armutsquoten
als Kinder aus Paarfamilien ohne Einkom-
mensbezieher aufweisen: „Die skandinavi-
schen Länder haben bemerkenswert nied-
rige Armutsraten sogar dann, wenn es kei-
nen Einkommensbezieher in Paarfamilien
gibt“ (Bradshaw 2001, S. 151). Das Vor-
handensein eines Erwerbstätigen macht
z.B. in Frankreich einen signifikant größe-
ren Unterschied bei der Armutsquote aus
als in Großbritannien, was Bradshaw mit
den Arbeitslosenquoten, mit dem Aus-
maß des Sozialschutzes, welcher Familien
außerhalb des Arbeitsmarktes zur Verfü-
gung steht, mit der Tatsache, ob die Ernäh-
rerInnen voll- oder teilzeitbeschäftigt sind,
und mit der Höhe der Unterstützung in
Verbindung bringt, die ihnen aufgrund des
jeweiligen Steuer- oder Leistungspakets zur
Verfügung steht.

Von besonderem Interesse wäre an die-
ser Stelle ein Vergleich der jeweiligen
Ernährermodelle (Becker 2000, S. 50 ff.).
Auch im innerdeutschen Ost-West-Ver-
gleich sind Ungereimtheiten dadurch bes-
ser zu verstehen (Sell 2000, S. 154 ff.). So
verzeichnen die neuen Bundesländer zwar
eine höhere Arbeitslosenquote, aber eine
niedrigere Sozialhilfequote als West-
deutschland. Bernd Eggen erklärt dies mit
dem Hinweis darauf, dass sich die Wahr-
scheinlichkeit für Familien verringert, So-
zialhilfe zu benötigen, wenn beide Eltern
erwerbstätig sind: „Die stärkere Erwerbs-
beteiligung der ostdeutschen Frauen mit

minderjährigen Kindern verhinderte bis-
lang trotz hoher Arbeitslosigkeit eine ent-
sprechend häufigere Sozialhilfebedürftig-
keit der Familien“ (Eggen 2000, S. 151).

Anhand des Familientyps, der Kinder-
zahl, des Alters der Kinder und des Be-
schäftigungsstatus der Eltern macht Brad-
shaw innerhalb der und zwischen den ein-
zelnen europäischen Ländern erhebliche
Unterschiede in den Kinderarmutsquoten
aus: „Kinderarmut ist nicht unvermeidbar;
die einzelnen Länder haben mehr oder we-
niger explizit die Wahl, ob sie soziale und
steuerliche Maßnahmen ergreifen, um die
Einflüsse des Marktes abzuschwächen.
Einige Länder haben darin mehr Erfolg als
andere. Man könnte von einem Abwägen
zwischen der Investition in Maßnahmen
gegen Kinderarmut oder gegen die Armut
von älteren Menschen sprechen, wenn man
davon ausgeht, dass dies die beiden größten
Gruppen sind, die von der Sozialhilfe ab-
hängig sind“ (Bradshaw 2001, S. 152 f.).Als
reine Gegenüberstellung von Jung und Alt
ist diese Methode jedoch fragwürdig und
unvollständig, weil z.B. intragenerationale
Verteilungsverhältnisse gänzlich außen vor
bleiben (Backes 2000, S. 6 ff.; Motel-Klin-
gebiel 2000, S. 285 ff.; Butterwegge/Klundt
2002, S. 64 ff.).

Tatsächlich wirkt die soziale Polarisie-
rung, Folge einer neoliberalen Modernisie-
rung fast aller Gesellschaftsbereiche, bei
Jüngeren nicht anders als bei Älteren: Die
zunehmende Armut geht mit einem wach-
senden Wohlstand und vermehrtem Reich-
tum einher; wenn man so will, bildet sie ge-
radezu dessen Kehrseite. Es gab noch nie
vergleichbar viele Haushalte ohne materi-
elle Sorgen und noch nie so viele Kinder
mit einem großen Vermögen in der Bun-
desrepublik wie heute. Um mehr Freibe-
träge und damit Steuervorteile zu erlangen,
übertragen Eltern ihren Wertpapierbesitz
nach der Geburt von Kindern auf diese,
was durch die Erbschafts- bzw. Schen-
kungssteuerreform der liberal-konserva-
tiven Bundesregierung noch begünstigt
wurde.

Als aktuell verbreitetste und brisanteste
Armutsform in der Bundesrepublik sollte
Kinderarmut nicht den Blick dafür verstel-
len, dass es sich bei dem Phänomen um ein
gesellschaftspolitisches Grundproblem
handelt, von dem auch andere, wenn nicht
sämtliche Altersgruppen betroffen sind.
Künftig dürfte sich die Struktur der Ar-
mutspopulation aufgrund der Zunahme
diskontinuierlicher Erwerbsverläufe, der
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lohnt werden“ (Lange u.a. 2002, S. 160).
Von einem Teufelskreis der Armut kann
man insofern sprechen, als sich Benachtei-
ligungen über Generationen hinweg „ver-
erben“. Sozial deprivierte und arme Kinder
entwickeln sich auch bloß im Ausnahme-
fall zu Persönlichkeiten ohne die gerings-
ten Minderwertigkeitskomplexe. „Früh im
Leben erfahrene Armut beeinflusst das
Selbstwertgefühl der hiervon betroffenen
Kinder langfristig negativ“ (Merten 2002,
S. 148).

Für die Sozial- und Gesundheitsbe-
richterstattung in der Bundesrepublik
kann bei allen nötigen Einschränkungen
hinsichtlich methodischer und empiri-
scher Schwierigkeiten als gesichert gelten,
dass materielle bzw. soziale Armut immer
auch Auswirkungen auf die Gesundheit
hat. Personen, die in sozial benachteiligten
Verhältnissen leben, sind gleich in mehrfa-
cher Hinsicht gefährdet. Festzuhalten ist:

– eine deutlich höhere Zahl jener Kinder,
die mit einem Gewicht von weniger als
2.500 Gramm geboren werden;
– eine zweimal höhere Mortalitätsrate
durch Unfälle als bei Kindern aus privile-
gierteren Schichten;
– ein sehr viel häufigeres Auftreten akuter
Erkrankungen;
– eine höhere Anfälligkeit für chronische
Erkrankungen (MFJFG 1999, S. 115 f.; Fi-
scher 2000, S. 16; Mielck 2001, S. 230 ff.).

Andreas Klocke hält die Gesundheitsrisiken
armer Kinder und Jugendlicher für höher,
und zwar unabhängig davon, welcher Indi-
kator gewählt wird. Folglich beeinflusse die
Armutslage das gesundheitliche Befinden
und die Lebensfreude der Heranwachsen-
den durchgängig: „Die erhöhte psycho-
soziale Morbidität der Kinder und Jugend-
lichen aus den sozial schwachen Familien
weist auf Konsequenzen für die kindlichen
und jugendlichen Sozialbeziehungen und
die Sozialisation hin. Rückzug aus sozialen
Kontakten und eine zunehmende Einsam-
keit, wie es als Reaktionsmuster von armen
Menschen im Erwachsenenalter bekannt
ist, zeigt nach den präsentierten Befunden
seine Gültigkeit auch für die Gruppe der
Kinder und Jugendlichen in Armutsfami-
lien“ (Klocke 2001b, S. 9).

Nicht nur die gesundheitliche Situati-
on, sondern auch das (spätere) Gesund-
heitsverhalten von Kindern und Jugend-
lichen wird von Armut im negativen Sinne
geprägt. So ist der Anteil jener Personen,

fern etwa im Bereich der Grundnahrungs-
mittel, des Wohnens, der Bildung usw. er-
kauft wurden), wird im Kreis seiner Spiel-
kameraden nicht ernst genommen, viel-
leicht sogar völlig isoliert. Diese moderne
Form der Ausgrenzung ist die wohl
schlimmste Konsequenz von Armut und
Unterversorgung im Kindesalter.

Eine Großbritannien (errechnete 21,3 %
Kinderarmut),die Bundesrepublik Deutsch-
land (11,6 %) und Schweden (3,7 %) mit-
einander vergleichende Studie gelangt im
Hinblick auf die Zusammenhänge zwi-
schen der sozialen Verbreitung und den
Auswirkungen von Armut zu dem Ergeb-
nis, dass die psychosozialen Belastungen im
Kindes- und Jugendalter umso geringer
sind, je höher die nationalen Kinderar-
mutsquoten ausfallen. „In Schweden (...)
ist das ‚mittlere relative Risiko‘, psycho-
soziale Belastungen auf Grund der Ar-
mutslage zu erleiden, um das 2,2-fache er-
höht. In Deutschland nimmt dieser Quo-
tient mit steigender Kinderarmutsquote
auf das 1,9-fache ab, und in Großbritan-
nien ist er mit einem Wert von 1,4 bei der
insgesamt höchsten Kinderarmutsquote
am geringsten“ (Klocke 2001a, S. 285 f.).
Ein möglicher Grund dafür, dass die Aus-
wirkungen von Kinderarmut mit deren all-
gemeiner Verbreitung abnehmen (inverser
Zusammenhang), liegt darin, dass die Be-
troffenen ihre Ausgrenzung desto stärker
empfinden, je seltener diese vorkommt: In
hochgradig klassen- und milieuunabhän-
gigen Gesellschaften wie der Bundesrepub-
lik Deutschland und dem schwedischen
Wohlfahrtsstaat nimmt man Armut iso-
lierter wahr, interpretiert sie deshalb indi-
vidueller und empfindet sie auf der indivi-
duellen Ebene als umso diskriminierender
(Klocke 2001a, S. 286).

Obwohl sich die meisten Eltern
zunächst selbst einschränken, bevor sie an
den Ausgaben für ihre Kinder sparen, be-
deutet Armut im Familienverband, dass
sich gerade die Lebensperspektiven der
Jüngsten verdüstern. Neben den materiel-
len Handlungsmöglichkeiten sind ihre Bil-
dungschancen deutlich eingeschränkt, was
sich vor allem im Übergang von der
Grundschule zur Sekundarstufe I zeigt:
„Arme Kinder können wahrscheinlich kei-
ne oder nur niedrige schulische Bildungs-
zertifikate erwerben, die beim anschließen-
den Übergang vom Bildungssystem in den
Arbeitsmarkt ein hohes Arbeitslosigkeitsri-
siko bergen oder nur den Zugang zu beruf-
lichen Positionen eröffnen, die niedrig ent-

Kürzungen im Sozialbereich (Wegfall der
originären Arbeitslosenhilfe; Verringerung
der Beiträge zur Rentenversicherung, wel-
che die Bundesanstalt für Arbeit bei Er-
werbslosigkeit entrichtet; Senkung des
Rentenniveaus und Teilprivatisierung der
Altersvorsorge), aber auch von Scheidun-
gen und der Anzahl unzureichend ge-
sicherter Frauen wieder in Richtung der
SeniorInnen verschieben. Berücksichtigt
man die Entwicklungstendenzen im Be-
reich des Arbeitsmarktes und der Sozial-
politik, sind „vermehrt Abstiege aus gesi-
cherten Zonen in prekäre Einkommens-
lagen“ (Hübinger 1999, S. 19) zu be-
fürchten.

4
Folgen für die Bildung,
Persönlichkeitsentwick-
lung und Gesundheit
junger Menschen

Kinder armer Familien sind nicht automa-
tisch unglücklicher, häufiger krank und
psychisch labiler als ihre wohlhabenderen
AltersgenossInnen. Vielmehr können sie
dieses Handikap kompensieren, wenn
ihnen die Eltern das Gefühl von emotiona-
ler Nähe, Schutz und Geborgenheit ver-
mitteln. Hans Weiß warnt daher vor einer
„einseitige(n) Defizit- und Opferperspek-
tive“, die Selbsthilfepotenziale und Prob-
lemlösungskompetenzen der Betroffenen
ignoriert: „Selbst in chronisch desolaten
Lebensverhältnissen zeigen sich bei Er-
wachsenen wie Kindern nicht selten ein
(Über-)Lebenswille, eine Zähigkeit, sich
nicht (völlig) unterkriegen zu lassen, ferner
Eigeninitiative, auch wenn sie sich immer
wieder an engen Barrieren festbeißen, in –
gemessen an gesellschaftlich abverlangten
Kriterien erfolgreicher Lebensführung –
tradierten, wenig effektiven (sub)kulturel-
len Mustern verfangen und ihnen wegen
unzureichender Ressourcen die Kraft zum
Durchhalten auszugehen droht“ (Weiß
2000, S. 69).

In einer Umgebung, die viel Wert auf
den privaten Konsum, Luxusgüter und teu-
re Statussymbole legt, wirkt schon die
schlechte(re) Ausstattung mit Kinderspiel-
zeug und/oder Markenkleidung diskrimi-
nierend. Wer als Kind auf Nike und Nokia
verzichten muss (oder solche Prestigeob-
jekte besonders demonstrativ zur Schau
stellt, obwohl bzw. gerade weil sie mit Op-
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die als regelmäßige (tägliche) Raucher an-
zusehen sind, in der Armutsgruppe deut-
lich erhöht. Ähnliche, empirisch jedoch
unzureichend gesicherte Unterschiede zei-
gen sich auch beim Konsum von Alkohol.
„Die Zahnhygiene (...) ebenso wie die nur
geringe Teilnahme an sportlichen Aktivitä-
ten (außerhalb des Schulsports) oder der
überdurchschnittliche TV-Konsum bele-
gen (...) klar ein ungünstigeres Gesund-
heitsverhalten der Kinder und Jugendli-
chen aus den sozial schwachen Familien“
(Klocke 2001b, S. 9). Gleiches zeigte sich
mit Blick auf das Ernährungsverhalten
(Fast Food, Mangel-, Fehl- oder Über-
ernährung) (Klocke 2001b, S. 10).

Was man als „Infantilisierung der Ar-
mut“ (Richard Hauser) bezeichnet, hat je-
doch nicht nur Folgen für die Betroffenen,
sondern auch für die Gesellschaft insge-
samt. Wenn deren jüngste Mitglieder keine
befriedigenden Entwicklungs- und Entfal-
tungsmöglichkeiten erhalten, leidet darun-
ter das ganze Land. Da die materielle Ar-
mut von Kindern deren Bildungskarrieren
beeinträchtigt, liegen geistige Ressourcen
brach, die zu nutzen das Wachstum der
Wirtschaft und den Wohlstand aller positiv
beeinflussen würde. Durch den Mangel an
sozialer Gerechtigkeit und Chancengleich-
heit verschlechtert sich das öffentliche Mei-
nungsklima, in dem aufzuwachsen weni-
ger Geborgenheit und Zufriedenheit be-
deutet.

5
Kontroversen um
arbeitsmarkt-, familien-
und sozialpolitische
Alternativen

(Langzeit-)Arbeitslosigkeit ist zwar nicht
die Ursache, aber ein häufiger Auslöser von
Kinderarmut. Daher bietet es sich an, die-
ser durch eine konsequente(re) Beschäfti-
gungspolitik entgegenzuwirken. Weil nur
sog. Doppelernährer-Familien halbwegs
vor Kinderarmut gefeit sind (Strengmann-
Kuhn 2000, S. 150), eine ganztägige Be-
treuung der Kinder hierzulande jedoch
nicht gewährleistet ist, erscheinen Maß-
nahmen zur besseren Vereinbarkeit von Be-
rufstätigkeit und Familie besonders vor-
dringlich. Dabei sind zwei Strategien zur
Vereinbarung von Beruf und Kindererzie-
hung denkbar. Während die simultane den
Ausbau von Kinderbetreuungseinrichtun-

gen fördert, entscheidet sich die sukzessive
für ein „Erziehungsgehalt“ (Schönig 2001,
S. 38 f.). Die nicht nur von konservativer,
sondern auch von grün-alternativer Seite
erhobene Forderung, Erziehungsarbeit in
einer gehaltsähnlichen Höhe bis zum 12.,
16. oder gar 18. Lebensjahr des Kindes zu
entlohnen (Leipert/Opielka 1998; Wingen
2000), hätte höchst problematische Konse-
quenzen: „Es käme zu einer dauerhaften
Verdrängung der Mütter vom Arbeits-
markt, weil eine berufliche Wiedereinglie-
derung nach einer derart langen Famili-
entätigkeit schwer, wenn nicht unmöglich
ist. Das wäre ein gleichstellungs- und ar-
beitsmarktpolitischer Rückschritt und
würde die latente Armut vergrößern“
(Bäcker 2000, S. 267). Setzt man die Be-
kämpfung von Kinderarmut jedoch mit
der Arbeitsmarktintegration von Eltern
und Alleinerziehenden gleich, wird nicht
nur Armut auf Erwerbslosigkeit und So-
zialhilfeabhängigkeit reduziert, vielmehr
auch das sehr viel komplexere Phänomen
zum reinen Beschäftigungsproblem umin-
terpretiert, ohne den Umstand zu berück-
sichtigen, dass die „Sozialhilfe-Klientel“
keineswegs bloß aus Erwerbslosen bzw.
aufgrund von Erwerbslosigkeit besteht
(Schönig 2000, S. 197).

Häufig wird unterstellt, Arbeitslosig-
keit sei durch intensivere „Aktivierung“ der
Erwerbslosen zu lösen (Trube/Wohlfahrt
2001, S. 28). Quantität und Qualität von
Armut – zumal von Kindern und Jugendli-
chen – wie die Methoden zu ihrer Bekämp-
fung werden so hinsichtlich der vielfältigen
Lebenslagedimensionen schlicht unter-
schätzt oder gar bewusst missdeutet. Wal-
traud Schelkle steht „workfare“-Konzepten
als einem Mittel gegen (Kinder-)Armut
skeptisch gegenüber. Aus Sicht der Lon-
doner Ökonomin verwandeln sie „das
Problem der Armut ohne Arbeit in eines
der Armut trotz Arbeit“, wovon noch mehr
Personen betroffen sind: „Aus der Sozial-
hilfefalle für wenige wird tendenziell eine
Workfare-Falle für eine größere Zahl. Die
Sozialisierung von Arbeitskosten hat un-
vermeidlich Mitnahmeeffekte bei Unter-
nehmen zur Folge, die bestehende Billigar-
beitsplätze, etwa für Zweitverdienerinnen,
nun mit subventionierten Arbeitskräften
besetzen“ (Schelkle 2001). Im Gegensatz
zur Subventionierung öffentlicher Beschäf-
tigung verzichten solche Ansätze auf jegli-
che Steuerungsmöglichkeiten bezüglich
der zu fördernden Produktionen und
Dienstleistungen. Hinzu kommen laut

Schelkle höchst unsichere Einsparungsef-
fekte, da workfare gleichzeitig eine Auswei-
tung von Lohnsubventionen bedeutet.

Den neoliberalen Konzepten eines „be-
schäftigungsorientierten“ Umbaus des So-
zialstaates ist eine bedarfsorientierte Stra-
tegie der Armutsbekämpfung entgegenzu-
stellen (Hanesch u.a. 2000, S. 559 ff.). Ers-
tere zielen darauf ab, die Integration von
Arbeitslosen in den Arbeitsmarkt zu opti-
mieren. Als einziger Ausweg aus der Mas-
senarbeitslosigkeit gilt die Beschäftigung
von Geringqualifizierten im Bereich haus-
halts- und personenbezogener Dienste.Ar-
beitgeber hätten geringere Lohnkosten,
während die öffentlichen Haushalte durch
ein sog. Bürgergeld enorm belastet würden.
Da es zu wenig Arbeitsplätze gibt, hätte der
sog. Kombilohn vor allem ein Sinken des
Lohnniveaus und ein Steigen der Erwerbs-
losigkeit zur Folge. Zudem ist zu befürch-
ten, dass bei Einführung eines solchen Sys-
tems die arbeitslosigkeitsbedingte Armut
nicht abnähme, sondern einfach in eine Ar-
mut trotz Erwerbstätigkeit umgewandelt
würde.

Eine integrierte bedarfsorientierte
Strategie der Armutsbekämpfung bezieht
sich nicht nur auf den Arbeitsmarkt, son-
dern auf sämtliche Aspekte der Armut. All-
gemeine Lebensrisiken werden, noch bevor
es zur Inanspruchnahme von Sozialhilfe
kommt, von vorgelagerten Auffangnetzen
gemindert (z.B. durch die Verbesserung des
Wohngeldes, des Familienlastenausgleichs
etc.). Damit die noch verbleibenden So-
zialhilfeempfängerInnen nicht stigmati-
siert werden, soll es eine Grundsicherung
für alle bedürftigen Gruppen mit gleichem
Leistungsniveau und ähnlichen -bedingun-
gen geben. Das Einkommen eines Haus-
haltes mit Kind würde z.B. so weit aufge-
stockt, dass dessen Versorgung gesichert
wäre. SozialhilfeempfängerInnen bekä-
men, wie trotz finanzieller Schwierigkeiten
in einigen Kommunen schon praktiziert,
einen Rechtsanspruch auf Weiterbildungs-
maßnahmen (Hanesch u.a. 2000, S. 568 ff.).

Unterscheidet man zwischen einer in-
stitutions-, einer funktions- und einer mit-
gliederorientierten Familienpolitik (Mül-
ler-Heine 1999, S. 57 ff.), so wäre die Letzt-
genannte zu stärken. Nicht die Familie
selbst, sondern ihre abhängigen Mitglieder,
d.h. Frauen und Kinder, sollte man mehr
als bisher fördern. Eine zeitgemäße Sozial-
politik hat sich nicht „der Familie“ zuzu-
wenden, sondern jenen Mitgliedern, die so-
zial benachteiligt und deshalb unfähig sind,
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ihren Lebensunterhalt ohne fremde Hilfe
selbstständig zu bestreiten.

Problematisch ist nicht etwa die (an-
geblich zu geringe) Höhe der familienpoli-
tisch begründeten Transferleistungen, son-
dern ausschließlich deren (gegenüber so-
zialen Unterschieden indifferente) Struk-
tur. Dass gerade Superreiche, Kapital-
eigentümer und SpitzenverdienerInnen 
am meisten von Subventionen profitieren,
die eigentlich den Familien – und das kann
nur heißen: solchen, die sie benötigen, um
ihren Kinder unbillige Entbehrungen zu
ersparen – zugute kommen sollten, wird
aber selten kritisiert. „Umverteilung von
oben nach unten!“ müsste die Devise einer
sozial gerecht(er)en Familienpolitik lauten.
Dafür bietet sich zunächst ein für sämtliche
Eltern gleiches, einheitliches Kindergeld
an, das evtl. einkommensabhängig zu ge-
währen ist (Beckerhoff 1999). Freibeträge
erhöhen im sog. dualen System (Options-
modell) wegen der Progression des Ein-
kommensteuertarifs eher die soziale Un-
gleichheit und sind deshalb abzulehnen, es
sei denn, sie würden nicht auf das zu ver-
steuernde Einkommen, also die Bemes-
sungsgrundlage, sondern – wie z.B. heute
schon das sog. Baukindergeld – auf die
Steuerschuld gewährt und, falls eine solche
nicht besteht, in eine Gutschrift umgewan-
delt und ausbezahlt.

Statt alle Eltern materiell besser zu
stellen, wie es die traditionelle Familien-
politik – insbesondere jene konservativer
Prägung – tut, müssen sozial benachteilig-
te Kinder besonders gefördert werden. Da-
bei sollte ihre Unterstützung unabhängig
von der Familienform wie von der Er-
werbsbiografie der Eltern erfolgen. Denn
die Rechte eines Kindes leiten sich aus sei-
ner eigenen Identität als Kind, nicht aus sei-
ner Beziehung zu einem anspruchsberech-
tigten Elternteil ab (Joos 1997, S. 76). Kin-
derarmut kann schlechterdings nicht
durch die Aufwertung traditioneller Fami-
lienformen und Geschlechterverhältnisse,
sondern nur durch die Verbesserung der
sozialen Infrastruktur und Bereitstellung
entsprechender Dienste für die davon Be-
troffenen sowie eine Umverteilung von
Arbeitszeit, Einkommen und Vermögen
wirksam bekämpft werden (Knapp 2000,
S. 45 ff.; Knapp 2001). Darüber hinaus
kommt eine bedarfsgerechte Erhöhung des
Kindergeldes für unter oder an der Ar-
mutsschwelle lebende Familien (bis zu 
300 Euro monatlich pro Kind) in Betracht
(Deligöz 2000).

Ungeklärt ist, ob Mittel, die einer Sub-
ventionierung der Familie dienen sollen,
bedürftigen Kindern wirklich helfen oder
nur die Haushaltsvorstände erreichen. Statt
höherer Zuwendungen des Staates an die
Eltern präferiert Claudia Pinl einen Aus-
bau öffentlicher Einrichtungen, die auch
(sonst leer ausgehenden) Kindern ohne fa-
miliären Rückhalt zugute kämen: „Der ‚Fa-
milienleistungsausgleich‘ entzieht den Kin-
dern Geld an den Stellen, wo gerade sie es
am meisten brauchen: in Erziehungsbera-
tungsstellen und schulpsychologischen
Diensten, in Ganztagsschulen, KiTas, Hor-
ten, Krippen und Freizeiteinrichtungen für
Jugendliche“ (Pinl 2001, S. 1130). Ulla
Knapp plädiert ebenfalls für Realtransfers;
sie möchte die Eheförderung abschaffen,
Chancengleichheit für Kinder herstellen
und außerdem einen „geschlechterpoliti-
schen Modellwechsel“ herbeiführen (Knapp
2000, S. 48 f.). Betreuungs- und Bildungs-
angebote für sozial benachteiligte Familien
sind wirksamer als mehr Kindergeld bzw.
höhere Steuerfreibeträge.„Monetäre Trans-
fers können zwar, wenn sie zielgruppen-
orientiert und degressiv ausgestaltet sind,
den Zugang zum ersten Arbeitsmarkt flan-
kieren. Eine mindestens ebenso große Be-
deutung kommt indes den Realtransfers zu
(...).Als infrastrukturelle Realtransfers sind
hier zum einen Angebote der Fortbildung
und Umschulung und zum anderen Kin-
derbetreuungseinrichtungen zu nennen“
(Schönig 2000, S. 219).

Bildungs-, Erziehungs- und Kulturein-
richtungen sind für eine gedeihliche Ent-
wicklung und freie Entfaltung der Per-
sönlichkeit sozial benachteiligter Kinder
unentbehrlich, weshalb sie nicht – dem
neoliberalen Zeitgeist entsprechend – pri-
vatisiert, sondern weiterhin öffentlich
finanziert und noch ausgebaut werden soll-
ten. Familienpolitik ist demnach eine „um-
fassende Querschnittsaufgabe“, die viele
Politikfelder (Wohnungs- und Städtebau,
Soziales, Bildung, Schule, Kultur, Freizeit,
Sport) gleichzeitig betrifft und die zahlrei-
che Akteure und Institutionen gemeinsam
wahrzunehmen haben: „Angesprochen
sind alle Gebietskörperschaften (Bund,
Länder und Gemeinden), aber auch die So-
zialversicherungsträger und die Tarifver-
trags- und Arbeitsmarktparteien. Da Fami-
lienpolitik ganz maßgeblich auf dem Ein-
satz sozialer Dienste beruht, zählen auch
frei-gemeinnützige Einrichtungen (wie
Wohlfahrtsverbände), Kirchen und Selbst-
hilfeinitiativen zu den Trägern familien-

politischer Maßnahmen“ (Bäcker u.a.
2000, S. 154).

Obwohl die bisherige Ehe- statt einer
Kinderförderung als Fehlorientierung der
Familienpolitik gilt (Schratzenstaller
2001), bietet die Umwandlung des Ehegat-
ten- in ein Familiensplitting keine Lösung,
weil sie hinsichtlich der Verteilungsgerech-
tigkeit kontraproduktiv wäre. „Ein Famili-
ensplitting würde infolge des höheren Di-
visors (Ehepartner + Kinder) noch nach-
haltiger die einkommensstärkeren Schich-
ten begünstigen“ (Kaufmann 1995, S. 209).
Zu denken wäre eher an ein sog. Realsplit-
ting, bei dem der Splittingvorteil durch ei-
nen nichts oder erheblich weniger als der
Haushaltsvorstand verdienenden Ehepart-
ner stärker begrenzt wird.Auch ein Grund-
freibetrag (in Höhe des Existenzminimums
der Kinder) hätte nicht die Progressions-
wirkung solcher Freibeträge, wie sie die
beiden Familienförderungsgesetze der rot-
grünen Koalition gewähren.

Brigitte Stolz-Willig nennt folgende
Maßnahmen, die der Exklusion prekär Be-
schäftigter und Familienarbeit leistender
Personen aus dem Schutz des sozialen Si-
cherungssystems begegnen sollen:

– „Stärkung der Finanzierungsbasis des so-
zialen Sicherungssystems, indem hohe Ein-
kommen und (Kapital-)Vermögen in die
Beitragspflicht einbezogen werden;
– Stärkung der Versicherungsbiografien
über Einbezug aller Formen der Erwerbs-
tätigkeit und perspektivisch die Einfüh-
rung einer Mindestbeitragspflicht für alle
Personen im erwerbsfähigen Alter;
– Einbezug gesellschaftlich erwünschter
und regulierter Phasen der Nichterwerbs-
tätigkeit (Erziehung, Pflege, Qualifizie-
rung) in den Risikoausgleich;
– Einbau einer bedarfsorientierten Min-
destsicherung in die Arbeitslosenversiche-
rung“ (Stolz-Willig 2002, S. 223).

6
Fazit

Kinderarmut ist ein durch die neoliberale
Modernisierung hervorgerufenes oder zu-
mindest spürbar verstärktes Phänomen,
weshalb diese Armutsform zu Recht als
„Kainsmal der Globalisierung“ (H. G. Bei-
senherz) bezeichnet wird. Sie kann nicht
durch isolierte Maßnahmen, wie etwa
höhere Transferleistungen an Eltern, besei-
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